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  BEBAUUNGSPLAN NR. 298
3. ÄNDERUNG
"Osterstraße"

mit örtlichen Bauvorschriften nach §84 Abs. 3 NBauO

STADT AURICH

1. Art der baulichen Nutzung

MK
Kerngebiete
(siehe textl. Festsetzung 1.1.)
(§ 7 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung

1,0
Grundflächenzahl, Höchstmaß: 1.0
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

0,5
Grundflächenzahl, Höchstmaß: 0.5
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

II
Vollgeschosse, Höchstmaß: 2
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Vollgeschosse, Mindest- und Höchstmaß
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

TH ≥
6,5 m

Traufhöhe in m, Mindestmaß
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

TH
8,5 m

Traufhöhe in m, Höchstmaß
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

FH
10,5 m

Firsthöhe in m, Höchstmaß: 10.5
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

HBA
10,5 m

Höhe baulicher Anlagen in m, Höchstmaß
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

3. Bauweise , Baulinien, Baugrenzen

g
Bauweise: g, Geschlossene Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen
Öffentliche Parkfläche
(siehe textl. Festsetzung 1.2.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung: Fußweg
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Private Parkfläche
(siehe textl. Festsetzung 1.2.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Private Parkfläche 1
(siehe textl. Festsetzung 1.2.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

5. Grünflächen
Öffentliche Grünfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

6. Planungen, Nutzungsregelungen,
Maßnahmenund Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen (hier: Heckenanplanzung)
(siehe textl. Festsetzung 1.6.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)
Bäume anpflanzen
(siehe textl. Festsetzung 1.5.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)

Bäume erhalten
(siehe textl. Festsetzung 1.4.)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

7. Regelungen für die Stadterhaltung und für
den Denkmalschutz

D
Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die
dem Denkmalschutz unterliegen (siehe Hinweise 3.3.)
( § 9 Abs. 6 BauGB)

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu
belastende Flächen (siehe textl. Festsetzung 1.3)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

II-III

Die Festsetzungen der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298, ergeben sich aus den
Eintragungen in der Zeichnung und den nachstehenden Ausführungen.

Festgesetzt werden:
- Kerngebiet (MK) mit Beschränkung der Grundflächenzahl, II-III-geschossige Bauweise,

geschlossene Bauweise
- Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmungen (Öffentliche Parkplätze, Private Parkplätze,

Verkehrsberuhigter Bereich, Fuß- und Radwege)
- Öffentliche Grünflächen

1.  Textliche Festsetzungen

1.1. Art der baulichen Nutzung
Rechtsgrundlage BauNVO § 1 Abs. 9

Gemäß § 1 (9) BauNVO wird die Art der baulichen Nutzung im Kerngebiet (MK) wie folgt begrenzt:
Allgemein zulässig sind:

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,

- nicht störende Handwerksbetriebe und handwerksähnliche Betriebe, die ladenmäßig betrieben
werden (z.B. Bäcker, Fleischer, Friseur, Kosmetiker, Apotheker, Optiker, Goldschmied,
Kunsthandwerk und ähnliches).

Ausnahmsweise zulässig sind:
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Die übrigen in § 7 (2) BauNVO aufgeführten Nutzungen sowie nach § 13 BauNVO Gebäude und
Räume für freie Berufe sind unzulässig.
Gemäß § 7 (2) Nr. 7 BauNVO ist das sonstige Wohnen allgemein nur in den Obergeschossen
zulässig. In den Erdgeschossen ist eine Wohnnutzung ausnahmsweise zulässig, wenn diese einen
untergeordneten Anteil zur Hauptnutzung einnimmt.
Gemäß § 1 (9) BauNVO sind Vergnügungsstätten im Sinne von § 7 (2) Nr. 2 BauNVO allgemein
nicht zulässig. Vergnügungsstätten sind nur ausnahmsweise zulässig, wenn sich die geplante
Nutzung in die vorhandene Stadtstruktur und den Nutzungszusammenhang einfügt.
Gemäß § 1 (6) BauNVO sind im Kerngebiet folgende Nutzungen auch ausnahmsweise nicht
zulässig:

- Tankstellen gemäß § 7 (3) Nr. 1 BauNVO.
Im Kerngebiet (MK 2Ü) gelten die Baugrenzen nur in den Obergeschossen. Im Erdgeschoss ist
lediglich eine offene Überbauung über der privaten Parkfläche zulässig.

1.2. Stellplätze
Rechtsgrundlage BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6

Stellplätze sind nur innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Parkflächen zulässig. Innerhalb der
festgesetzten Parkflächen (P1 und öffentliche Parkfläche) sind die Stellplätze in wassergebundener
Decke, wasserdurchlässigen Materialien oder mit Rasengittersteinen und mit einem
wasserdurchlässigen Unterbau herzustellen. Hiervon ausgenommen sind die Fuß- und Fahrwege.
Innerhalb der Verkehrsfläche mit den besonderen Zweckbestimmungen „Öffentliche Parkfläche“ und
„Private Parkfläche“ (P und P1) sind ebenerdige Parkplätze, Fahrradabstellplätze, sowie
Ladeinfrastrukturen für elektrisch betriebene Fahrzeuge und Fahrräder zulässig.
Die Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Private Parkfläche 1 (P1) dient
ausschließlich dem Anwohnerparken.
Tiefgaragen sind allgemein zulässig.

1.3. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
Rechtsgrundlage BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6

Im Plangebiet werden zwei Geh-, Fahr, und Leitungsrechte (GFL 1 und GFL 2) festgesetzt.
Für GFL 1 und GFL 2 gilt:
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten, zu Gunsten der Anlieger der Flurstücke 110, 111, 112, 118,
125 sowie der Ver- und Entsorgungsträger zu belastende Fläche.
Für GFL 2 gilt zusätzlich:

- Mit Gehrechten, zu Gunsten der Allgemeinheit, zu belastende Fläche.

1.4. Baumerhalt
Rechtsgrundlage BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6

Die zeichnerisch als zu erhalten festgesetzten Einzelbäume sind freiwachsend zu erhalten. Für die
zu erhaltenden Bäume werden folgende Maßnahmen zum Baumschutz festgesetzt: Im Bereich der
Verkehrsflächen ist bei Bodenversiegelung, Bodenabtrag und Bodenauftrag ein Abstand vom
Stammfuß von mind. 2,50 m einzuhalten. Im Bereich der Grünflächen sind Bodenversiegelung,
Bodenabtrag und Bodenauftrag im Kronentraufbereich der als zu erhalten festgesetzten Bäume

ausgeschlossen. Bei Abgang von Bäumen sind Ersatzpflanzungen gleicher Art und Qualität
vorzunehmen.

1.5. Baumanpflanzungen
Rechtsgrundlage BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6

Bei der alleeartigen Baumneuanpflanzung innerhalb der am Georgswall festgesetzten Grünfläche
sind Winterlinden - Tilia cordata, Holländische Linden - Tilia europaea oder Kaiserlinden - Tilia
europaea ‚Pallida' zu verwenden. Als Pflanzqualität sind Solitärbäume, 4 x verpflanzt, m.B., Stu.
20-25 cm, zu verwenden. Bei Abgang von Bäumen sind Ersatzpflanzungen gleicher Art und Qualität
vorzunehmen.
Auf der zeichnerisch festgesetzten Grünfläche am festgesetzten Kulturdenkmal ist ein
Hochstamm-Apfelbaum - Malus domestica mit mindestens 12-14 cm Stammumfang anzupflanzen
und dauerhaft zu pflegen und zu erhalten, sowie bei Ausfall gleichartig zu ersetzen. Zu verwenden
sind die regionalen, historischen und standortgerechten Sorten Bagbander Slientje, Krügers
Dickstiel, Ostfriesischer Herbstkalvill, Ostfriesischer Sommerapfel, Roter Augustapfel, Schaapsnut,
Streifenapfel Kloster Ihlow oder Plattsöten.

1.6. Anpflanzung von Strauchhecken  
 Rechtsgrundlage BauGB § 9 Absatz 1, Nr. 25 Buchstabe a)

Auf den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind für Strauchhecken
mit einer Schnitthöhe von 2,0 m die folgenden standortgerechten und schnittverträglichen
Laubgehölzarten anzupflanzen: Hainbuche - Carpinus betulus, Eingriffeliger Weißdorn - Crataegus
monogyna, Rotbuche - Fagus sylvatica oder Gemeiner Liguster - Ligustrum vulgare. Zu verwenden
sind Heckenpflanzen, 2 x verpflanzt, m.B., 100-125 cm mit 4 Stück je 1 m Heckenlänge.

2.  Örtliche Bauvorschriften

2.1. Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig i.S.d. § 80 Abs. 3 NBauO handelt, wer im räumlichen Geltungsbereich dieser
Satzung vorsätzlich oder fahrlässig den vorstehenden örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt.

2.2. Fassadenabschnitte und Dachformen
Gebäude mit mehr als 15 m Straßenfront sind in Baukörper mit jeweils eigenständigem Dach zu
gliedern. Bei einer zusammenhängenden Neubebauung über Grundstücksgrenzen hinweg ist die
Fassade in Abschnitte in der Breite der ursprünglichen Grundstücksbreite zu gliedern. Vor und
Rücksprünge dürfen eine Tiefe von 15 cm nicht unterschreiten. Ausnahmsweise sind
Abweichungen um bis zu 10% der Grundstücksbreite zulässig.
Zulässig sind nur mindestens zweiseitig geneigte Dächer (Sattel-, Walm-,Krüppel-walm-,
Mansarddach etc.) mit einer Dachneigung von mindestens 30°. Bei den zur Verkehrsfläche
„Parkplatz“ ausgerichteten Fassadenseite sind Ausnahmen von den Festsetzungen zulässig.

2.3. Fenster / Maueröffnungen / Schaufenster
Fensteröffnungen sind nur als stehende Formate in den Proportionen von min. 1 : 1,2 zulässig.

2.4. Materialien / Farben
Bei Modernisierungen, Instandsetzungen und/oder Um- und Neubauten von Gebäuden sind die
Materialien und Farben am historischen oder jetzigen Bestand zu orientieren.
Die straßenseitigen Gebäudefronten sind als sichtbares rotes bis rotbraunes Ziegelmauerwerk
oder als geputzte Fassade auszuführen. Zulässig sind sichtbare tragende Gebäudeteile
(Skelettbauweise) und Fassadenprofilierungen in anderem Material.
An den straßenseitigen Fassaden ist die Verwendung von max. 2 Materialien zulässig. Fenster sind
von dieser Festsetzung ausgenommen. Dachdeckungen sind in nicht glänzenden und unglasierten
roten bis rotbraunen Ziegel auszuführen. Für untergeordnete Bauteile wie Erker, Gauben,
Lohnen-Überbauungen sind Dachdeckungen aus nichtglänzendem Metall oder Glas zulässig.
Fenster sind in weißer Farbe zu halten.

3.  Hinweise

3.1. Bodenfunde/Bodendenkmalschutz
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können
u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige
Bodenverfärbungen und Steinkohlekonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht
werden, sind diese gemäß § 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) meldepflichtig
und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Aurich unverzüglich gemeldet
werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
Fundstellen sind nach §14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige

unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.
Das Areal befindet sich im Bereich der Wehranlagen der Stadt Aurich. Der Umfang, der
Erhaltungszustand und die genaue Ausprägung der angetroffenen Bodendenkmale ist derzeit noch
nicht bekannt. Da der Umfang der notwendigen archäologischen Maßnahmen auch stark von der Art
und dem Umfang der Bodeneingriffe abhängt, ist hier eine Prospektion in den unüberbauten Arealen
notwendig. Anhand der Ergebnisse ist das weitere Verfahren zu klären. Um den Baufortschritt
möglichst wenig zu behindern ist, wenn erforderlich, eine baubegleitende Maßnahme notwendig.
Sollte archäologische Denkmalsubstanz zutage kommen, sind ausreichend lange Fristen zur
Dokumentation und Fundbergung einzuräumen. Sollte eine Ausgrabung erforderlich werden, muss
diese, einschließlich der Kosten, nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz geregelt
werden.
Gemäß der § 13 NDSchG bedürfen Erdarbeiten an einer Stelle, wo man weiß oder vermutet oder
den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale oder Funde befinden, einer
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit
Auflagen erteilt werden.

3.2. Baudenkmale
Im Bebauungsplangebiet sind Einzelbaudenkmale gemäß § 3 Abs. 2 des NDSchG ausgewiesen. Es
wird auf die Genehmigungspflicht bei einem Eingriff in das Baudenkmal gem. § 10 Nieders.
Denkmalschutzgesetz und auf den Umgebungsschutz gemäß § 8 NDSchG hingewiesen. Bei der
Änderung, Beseitigung oder Errichtung von baulichen Anlagen in der Umgebung des Baudenkmals
darf das Erscheinungsbild des Baudenkmals nicht beeinträchtigt werden.

3.3. Altablagerungen, Altlasten und Abfälle
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, so sind
die Arbeiten unverzüglich einzustellen und unverzüglich die Untere Abfallbehörde des Landkreises
Aurich zu benachrichtigen. Meldepflichtig sind der Leiter der Arbeiten, die bauausführende Firma
und/oder der Bauherr.
Die nach Bundes-Bodenschutzgesetz erforderlichen Maßnahmen zum Schutz des Bodens bzw. der
Gewässer sind dann mit der Bodenschutzbehörde abzustimmen. Ferner ist auffälliger /
verunreinigter Bodenaushub bis zum Entscheid über die fachgerechte Entsorgung oder die
Möglichkeit der Verwendung auf dem Grundstück gesondert zu lagern. Dieser Bodenaushub ist vor
Einträgen durch Niederschlag und gegen Austräge in den Untergrund, z. B. durch Folien oder
Container zu schützen.
Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfälle (z. B.  Baustellenabfälle) unterliegen den Anforderungen
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und sind nach den Bestimmungen der
Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Aurich in der jeweils gültigen Fassung einer
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Hierunter fällt auch der bei der Baumaßnahme
anfallende Bodenaushub, welcher nicht am Herkunftsort wiederverwendet wird.

3.4. Kontaminationen und Bodenbehandlung
Sollte es bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten zu Kontaminationen des Bodens kommen, ist
unverzüglich die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich zu benachrichtigen. Geeignete
Maßnahmen, die ein weiteres Eindringen in den Boden oder die Ausbreitung von Schadstoffen
verhindern, sind unverzüglich einzuleiten.
Der Verbleib des Bodenaushubs, der bei Baumaßnahmen und der Erschließung anfällt und nicht am
Herkunftsort wiederverwendet wird, ist vorab mit der Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des
Landkreises Aurich abzustimmen. Ggf. sind weitere Beprobungen und Untersuchungen des
Bodenmaterials erforderlich.
Bei der Verfüllung von Baugruben ist unbelastetes Bodenmaterial einzubauen. Dies ist anzunehmen,
wenn es sich hierbei um natürlich anstehenden Boden/Sand aus dem ostfriesischen Raum handelt.
Sollte beabsichtigt sein, anderweitige Bodenmaterialien zu verwenden, ist der Unteren Abfall- und
Bodenschutzbehörde vor dem Einbau die Art, Menge und Herkunft sowie die Unbedenklichkeit des
Materials durch Analysen nachzuweisen
Die im Zuge von Baumaßnahmen verdichteten Bodenflächen, die nach Beendigung der Maßnahme
nicht dauerhaft versiegelt werden, sind durch Bodenauflockerung (z.B. pflügen, eggen) in der Form
wiederherzustellen, dass natürliche Bodenfunktionen wieder übernommen werden können.

3.5. Verwendung von Bauersatzstoffen
Baubeschreibungen und Ausschreibungstexte für Bauleistungen sind so zu formulieren, dass zu
Ersatzbaustoffen aufbereitete mineralische Abfälle, die die Anforderungen des § 7 Abs. 3 KrWG
erfüllen, gleichwertig zu Primärstoffen für den Einbau zugelassen und nicht diskriminiert werden.

Sofern im Rahmen von Baumaßnahmen Recyclingschotter oder sonstige Ersatzbaustoffe eingesetzt
werden sollen, haben diese die Anforderungen der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu
erfüllen. Die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Aurich behält sich vor,
Nachweise anzufordern, aus denen hervorgeht, dass diese Anforderungen eingehalten werden.

Beim Abbruch von Gebäuden ist Folgendes zu berücksichtigen:
Sofern diese Gebäude vor 1993 errichtet wurde, sind hinsichtlich des beabsichtigten Rückbaus die
TRGS 519 „Asbest: Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten" in der Fassung vom
31.03.2022 sowie die Mitteilung 23 der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) -
Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle vom 29.11.2022 zu beachten.

3.6. Artenschutz
Besonderer Artenschutz nach §44 Abs.1 und Abs.5 Bundesnaturschutzgesetz
Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten wie Fledermäuse und der
europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stören sowie Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden
Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu
zerstören. Ein Verstoß gegen das Verbot, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere
der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch
gegen das Verbot, Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stören, liegt nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin
erfüllt wird.
Die in der "Baumhöhlenkontrolle Sinning-Steinborn Januar 2013" aufgestellten Maßnahmen zur
endoskopischen Kontrolle von Bäumen auf Fledermausquartiere vor einer Fällung sind demnach vor
der Fällung von Höhlenbäumen einzuhalten. Für die Überwachung ist die Untere
Naturschutzbehörde des Landkreises Aurich zuständig.
Baumhöhlungen in älteren Bäumen bieten einen Lebensraum für Fledermäuse und Vögel. Zum
Schutz wild lebender Tiere der streng geschützten Arten wie Fledermäuse und der europäischen
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und
Wanderungszeiten sowie dem Schutz der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere
der besonders geschützten Arten wurde im Januar 2013 die Baumhöhlenkontrolle von
Sinning-Steinborn durchgeführt. Sie wurde 2024 vom Fachdienst Klima Umwelt Verkehr um zwei
2013 nicht erfasste Bäume ergänzt. Demnach ist als Schutzmaßnahme eine endoskopische
Kontrolle von Bäumen auf Fledermausquartiere vor einer Fällung bei festgestellten Höhlenbäumen
einzuhalten. Somit ist eine Höhlenbaumkontrolle vor einer Fällung an den beiden zu fällenden
Bäumen Bergahorn (ohne Nr.) und Stieleiche (Nr. 9368) sowie an der Blutbuche (Nr. 9418) und der
Rosskastanie (Nr. 9546) auf der angrenzenden Wohnbaufläche vor einer Fällung nötig. Für die
Esche an der Brandkassenlohne (Nr. 9283) sowie den weiteren Bergahorn (Nr. 9548) und die
Blutpflaume (Nr. 9547) am Baudenkmal ist eine Erhaltung vorgesehen, sodass eine Nachkontrolle
nunmehr entfallen kann.

3.7. Baumschutzsatzung der Stadt Aurich
(§ 22 Absatz 1 Niedersächsisches Naturschutzgesetz, geschützte Landschaftsbestandteile)
Die im Bebauungsplan nach § 9 (1) 25.b Baugesetzbuch als zu erhalten festgesetzten größeren
Laubbaum-Hochstämme, die nach § 9 (1) 25.a Baugesetzbuch als anzupflanzen festgesetzten
Laubbaum-Hochstämme und die Laubbaum-Hochstämme über 80 cm Stammumfang (in 1 m Höhe
über dem Erdboden gemessen, außer Birken-, Erlen-, Weiden- und Pappelarten) sind nach der
Baumschutzsatzung der Stadt Aurich vom 08.11.2022, in Kraft getreten am 10.12.2022, als
geschützte Landschaftsbestandteile geschützt. Für als neu anzupflanzen festgesetzte Bäume
(Ersatzbäume) und für als zu erhalten festgesetzte Bäume gilt der Schutz der Baumschutzsatzung
unabhängig von der Art und der Wuchsgröße bzw. dem Stammumfang.
Eine Bodenbefestigung, ein Bodenauftrag oder ein Bodenabtrag im Kronentraufbereich sowie
sonstige Schädigungen der Bäume sind demnach zu vermeiden. Aufgrabungen im Kronenbereich
und nicht als fachgerechte Pflegemaßnahme zulässige Ausastungen von geschützten Bäumen sind
nach der Baumschutzsatzung genehmigungspflichtig.
Der geschützte Baumbestand zur Aufstellung des Bebauungsplanes wird auch zeichnerisch als
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. Im Plangebiet sind demnach Einzelbäume mit
Schutz nach der Baumschutzsatzung vorhanden. Davon werden Einzelbäume zudem im
Bebauungsplan als zu erhalten festgesetzt. Im Bereich der Wallhecken werden Einzelbäume als zu
erhalten festgesetzt, die damit zusätzlich den Schutz der Baumschutzsatzung erhalten.
Zuständig für die Überwachung des Baumschutzes ist der Fachdienst Klima Umwelt Verkehr der
Stadt Aurich.

3.8. Erkundigungspflicht
Es wird auf die Erkundigungspflicht der Ausbauunternehmer hingewiesen. Der Unternehmer genügt
dieser Prüfungspflicht nicht, wenn er sich bei dem Grundstückseigentümer bzw. bei der örtlichen
Stadt- oder Gemeindeverwaltung erkundigt. Vielmehr hat er sich bei dem jeweiligen
Versorgungsunternehmen zu erkundigen, wo deren Leitungen vor Ort verlegt sind.

3.9. Außerkrafttreten anderer Bebauungspläne
Mit Inkrafttreten der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 "Osterstraße" treten im überlagerten
Bereich die Festsetzungen der Ursprungsplanung, sowie deren 2. Änderung außer Kraft.

01.10.2024
19.08.2025

Stadt Aurich
Bgm.-Hippen-Platz 1
26603 Aurich

PRÄAMBEL UND VERFAHRENSVERMERKE

PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERKLÄRUNG

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN, ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN UND HINWEISE

1

Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl.I S. 3634) und zuletzt geändert durch Artikel 3 G.
v. 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), des § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl.
S. 576) und zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 06.11.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 91) und des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 03.04. 2012 und zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 18.06.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 51), hat der Rat der Stadt
Aurich am _________________ die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 298 „Osterstraße“, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen,
den örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung gemäß § 84 Abs. 3 NBauO als Satzung und die Begründung beschlossen.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Aurich hat in seiner Sitzung am 27.02.2023 die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 „Osterstraße“
im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB i. V. m. § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gefasst. Der
Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13a Abs. 3 Satz 2 BauGB am _________________ ortsüblich bekanntgemacht.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Kartengrundlage: Gemarkung Aurich
Liegenschaftskarte
Maßstab: 1: 500
Az.: L4-90/2024
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2024

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die
städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig
nach (Stand von 06.2024). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen
Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Aurich, den…………………. LGLN RD Aurich – Katasteramt Aurich

(Amtliche Vermessungsstelle)
Im Auftrage :

…………………………                              ……………….. Siegel
(Unterschrift)

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Aurich hat in seiner Sitzung am _________________ dem Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 und
dem Entwurf der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am _________________ ortsüblich bekanntgemacht.
Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 und der Entwurf der Begründung haben vom _________________ bis zum _________________
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB per E-Mail vom_ _________________ ebenfalls in dieser Zeit
beteiligt und aufgefordert, ihre Stellungnahme abzugeben.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Aurich hat der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 nach Prüfung der Anregungen und Bedenken gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner
Sitzung am _________________ als Satzung gemäß § 10 BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss ist gemäß § 10 BauGB am _________________ im Amtsblatt für den Landkreis Aurich bekanntgemacht worden.
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 ist damit am  _________________ rechtsverbindlich geworden.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über
das Verhältnis des Bebauungsplanes beim Zustandekommen der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 „Osterstraße“ mit den enthaltenen örtlichen
Bauvorschriften über die Gestaltung gemäß § 84 Abs.3 NBauO nicht geltend gemacht worden.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Mängel der Abwägung

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 298 sind Mängel der Abwägung nicht geltend gemacht worden.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Beglaubigungsvermerk
(nur für Zweitausfertigungen)

Die Übereinstimmung des vorstehenden Bildabzugs mit der Hauptschrift wird bescheinigt. Bei der Hauptschrift handelt es sich um ein Original.

Aurich, den

__________________________
Bürgermeister

Bäume mit Schutz nach Baumschutzsatzung
(siehe Hinweise 3.7.)

Übersichtsplan Quelle: Stadt Aurich

9. Hinweise
+ 6,07 Höhenfestpunkt bezogen auf das Höhensystem

Deutscheshaupthöhennetz 2016 NHN

Öffentliche Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
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